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Meinem Mann Julian
 

Meiner Familie





Vorwort

„Denn die Aufgabe ist erfüllt, und nun ist alles vorbei.
Ich bin froh, daß du hier bei mir bist.“

Frodo Beutlin
in J.R.R. Tolkiens

Der Herr der Ringe, Band III, Die Rückkehr des Königs

Die Aufgabe ist erfüllt. Die Dissertation ist geschrieben, das Promotionsver-
fahren ist abgeschlossen. Der bisher prägendste Abschnitt meiner berufli-
chen Ausbildung und Laufbahn findet seinen Abschluss.  Wehmut über
dieses Ende und die Freude über das Erreichte kommen Hand in Hand. Und
was  Sie  in  der  Hand halten  ist  das  Ergebnis  meines  rund dreijährigen
gedanklichen Marathons. Diese Arbeit wurde im Sommersemester 2020 vom
Fachbereich  Rechtswissenschaft  der  Universität  Bremen als  Dissertation
angenommen. Für die Veröffentlichung wurde sie geringfügig überarbeitet
und Rechtsprechung sowie Literatur bis Oktober 2020 berücksichtigt.

In den Jahren 2018 und 2019 wurde ich bei meinem Promotionsvorha-
ben von dem Stipendienprogramm der Deutschen Bundesstiftung Umwelt
(DBU) gefördert, der ich für ihre finanzielle Unterstützung und die wäh-
rend dieser Zeit angebotenen Seminare herzlich danke.

Während meiner Promotionszeit wurde ich vor allem von vielen lieben
Menschen begleitet, denen ich hiermit meinen besonderen Dank ausspre-
chen möchte.

Zunächst danke ich meinem Doktorvater Prof. Dr. Claudio Franzius für
die ununterbrochene Begleitung, Betreuung und Motivation während des
gesamten Promotionsprozesses. Für die anregenden Diskussionen, inhaltli-
chen Auseinandersetzungen, thematisch passend organisierten Seminare
und Ausflüge sowie besonders für die konstruktive Kritik. Die Zeit bei
ihm am Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Verwaltungsrecht und Umwelt-
recht und an der Forschungsstelle für Europäisches Umweltrecht (FEU) an
der Universität Bremen war entscheidend für den Erfolg meines Promoti-
onsvorhabens. Eine bessere Betreuung meines akademisch größten Projek-
tes hätte ich mir nicht wünschen können.

Ein besonderer Dank gilt auch meinem Zweitgutachter Prof. Dr. Chris-
toph Külpmann, Richter des 4. Senats am Bundesverwaltungsgericht und
Honorarprofessor der Universität Bremen. Durch die zügige Erstellung sei-
nes Gutachtens war es möglich, das Promotionskolloquium zeitnah zur
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Einreichung meiner Arbeit stattfinden zu lassen. Ich danke ihm für seine
wertvollen Hinweise aus richterlicher Sicht in seinem Gutachten und die
spannende Diskussion während des Promotionskolloquiums. Die daraus
gewonnenen Erkenntnisse waren sehr hilfreich für mich und sind Teil die-
ser Arbeit geworden.

Bedanken möchte ich mich zudem bei Prof. Dr. Gerd Winter, durch
den ich meinen Weg in das Umweltrecht fand. Sein unermüdliches Bestre-
ben zur Verbesserung des Umweltschutzes ist Inspiration und Motivation.
Er hat mir schon früh das Vertrauen geschenkt und mich darin bestärkt,
anspruchsvolle Tätigkeiten zu übernehmen. Das hat meinen Werdegang
mit geprägt und ich freue mich, dass er nun zum Abschluss meines Pro-
motionsvorhabens Teil meiner Prüfungskommission war.

Des Weiteren danke ich den Mitarbeitern der FEU, insbesondere mei-
nen Kollegen Sebastian Gröber, Raphael Korbmacher und der guten Seele
der Forschungsstelle Anna Himmelskamp für drei Jahre großartige Ar-
beitsatmosphäre, die gut organisierte Zusammenarbeit, die stets offenen
Bürotüren sowie für die vielen unterhaltsamen Mittagspausen.

Danken möchte ich auch Rechtsanwältin Dr. Franziska Heß. Sie nahm
sich vor meinem Promotionskolloquium die Zeit, um mit mir Aspekte des
Rechtsschutzes im NABEG zu besprechen. Ihre Anregungen und mitgeteil-
ten Erfahrungen aus der Praxis waren sehr hilfreich für mein Kolloquium.

Ich danke auch meiner besten Familie der Welt: Meinen Eltern Iris und
Matthias, meiner Schwester Carmen und meinem Schwager Nassim für
die Geduld und den guten Zuspruch in schwierigen Phasen. Für ihren
Mut und ihre Begeisterungsfähigkeit, die sie an mich weitergegeben ha-
ben. Für die Ablenkung und lustigen Geschichten, wenn ich das Gefühl
hatte, mein Projekt dreht sich im Kreis. Für die wunderbare Abschlussfei-
er, als alles geschafft war.

Nicht genug danken kann ich der einen ganz besonderen Person, die
mir während des gesamten Prozesses am Nächsten war. Die immer bei mir
war, ob gedanklich oder physisch. Mein wundervoller Mann Julian, der
mich immer unterstützt hat, für mich da gewesen ist, mir Rückhalt gege-
ben hat und keinen Zweifel daran ließ, dass ich dieses Projekt erfolgreich
zu Ende bringen würde. Wie froh ich wirklich bin, dass du bei mir warst
und bei mir bist, kann ich nicht in Worte fassen. Danke für alles.

 
Bremen, Oktober 2020

Sarah Langstädtler

Vorwort
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